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► Nr.  VO/2021/09812
öffentlich

Lübeck, 23.02.2021
Vorlage
-öffentlich-
Verantwortliche Bereiche:
1.203 - Beteiligungscontrolling

Bearbeitung: Beate Leu (E-Mail: beate.leu@luebeck.de Telefon: 122 - 2032)

Änderung des Gesellschaftsvertrages der Nahverkehrsverbund 
Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH)
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

08.03.2021 Senat Nichtöffentlich zur Senatsberatung
23.03.2021 Hauptausschuss Öffentlich zur Vorberatung
25.03.2021 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft stimmt den aus der beigefügten Synopse ersichtlichen Änderungen des 
Gesellschaftsvertrag der Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH) und der 
Veräußerung der NAH.SH Geschäftsanteile des Zweckverbandes ÖPNV des Kreises Stein-
burg auf den Kreis Steinburg zu.
Der Bürgermeister wird ermächtigt, in der Gesellschafterversammlungen der NAH.SH die 
dafür erforderlichen Beschlüsse zu fassen

Verfahren:

Bereiche/Projektgruppen Ergebnis 
1.300 - Bereich Recht Keine rechtlichen Bedenken
5.610 – Bereich Stadtplanung und Bauord-
nung

zustimmend

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
xgem. § 47 f GO ist erfolgt: Nein- Begründung:

Kinder und Jugendliche sind von der Maß-
nahme nicht betroffen.

Die Maßnahme ist: neu
x freiwillig

vorgeschrieben durch:  
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Finanzielle Auswirkungen: Ja (Anlage 1)
x Nein

Auswirkung auf den Klimaschutz: x Nein 
Ja – Begründung:

Begründung der Nichtöffentlichkeit 
gem. § 35 GO:

Begründung:
Die Hansestadt Lübeck ist mit 3,33 % an der Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH 
(NAH.SH) beteiligt. Die NAH.SH ist die Einrichtung, die nach Übertragung durch das Land 
Schleswig-Holstein die Planung, die Organisation und die Abwicklung für die Aufgabe des 
Landes, eine ausreichende Bedienung im öffentlichen Schienenpersonennahverkehr in 
Schleswig-Holstein sicherzustellen, wahrnimmt. Die Planung, die Organisation und die Ab-
wicklung erfolgen in enger Abstimmung mit den kreisfreien Städten sowie den Kreisen oder 
deren Zweckverbänden als Aufgabenträger für den übrigen öffentlichen Personennahver-
kehr.

Die NAH.SH möchte nun den Gesellschaftsvertrag anpassen, um 
-  ein „Kompetenzcentrum Mobilität“ bei der NAH.SH anzusiedeln, 
-  den Kreis Steinburg als neuen Gesellschafter aufzunehmen, der die Gesellschaftsanteile    
   vom Zweckverband ÖPNV des Kreises Steinburg übernimmt und
-  die gesetzlich vorgesehen Anpassungen nach § 102 Gemeindeordnung Schleswig-
   Holstein aufzunehmen.

Die Änderungen des Gesellschaftsvertrages sind der in Anlage 1 beigefügten Synopse zu 
entnehmen. 

Wesentliche Änderungen des Gesellschaftsvertrages sind nach § 28 Nr. 18 c der Gemein-
deordnung Schleswig-Holstein (GO) der Entscheidung der Bürgerschaft vorbehalten.
Wesentlich ist eine Änderung des Unternehmensgegenstandes vor allem dann, wenn die 
Gesellschaft dadurch wesentlich erweitert wird. Wesentlich erweitert wird ein Unternehmen, 
wenn z.B. ein neuer Betriebszweig von eigenem Gewicht hinzukommt. Von einer wesentli-
chen Erweiterung des Unternehmens ist vor allem dann auszugehen, wenn die hinzuge-
kommene wirtschaftliche Betätigung den Umsatz des Unternehmens im Vergleich zum Vor-
jahr um mehr als ein Drittel erhöht. Von einer wesentlichen Änderung der Satzung wird zu-
dem ausgegangen, wenn Regelungen hinzutreten oder wegfallen, die den öffentlichen 
Zweck oder die zu erledigende Aufgabe betreffen, die Struktur der Einrichtung oder des wirt-
schaftlichen Unternehmens verändert wird oder der Betrieb insgesamt neu ausgerichtet wird. 
Die Grenzen zwischen einer wesentlichen Erweiterung des wirtschaftlichen Unternehmens 
und der wesentlichen Änderung des Gesellschaftsvertrages sind somit fließend. 

Die Kommunalaufsicht des Landes Schleswig-Holstein hat mitgeteilt, dass aus deren Sicht, 
die Änderung des Gesellschaftszwecks eine wesentliche Änderung des Gesellschaftsvertra-
ges darstellt. Daher ist eine Entscheidung der Bürgerschaft über die Änderung erforderlich.

Von der Einrichtung eines „Kompetenzcenters Mobilität“ können alle NAH.SH-Gesellschaf-
ter:innen profitieren. Durch die bedarfsgerechte Unterstützung von Kommunen bei ihren Mo-
bilitätsanliegen wird eine zielgerichtete Planung mit den jeweils richtigen Informationen, rich-
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tigen Ansprechpartner:innen bzw. richtigen Organisationen sichergestellt. Die Gesellschaf-
ter:innen können darüber hinaus durch das geplante landesweite- und bundesweite Netz-
werk profieren, in dem sie z. B. spezielle Fragestellungen, Anliegen und Ideen einbringen 
oder von Erfahrungen aus anderen Regionen lernen können.

Der ursprüngliche Beirat wird durch einen neuen Beirat der Verkehrsunternehmen, die öf-
fentlichen Personenverkehr in Schleswig-Holstein anbieten, ersetzt. Ziel ist es, den fachli-
chen Austausch in einem formellen Gremium auszubauen und damit die Zusammenarbeit im 
Verbund (z. B. bei der Weiterentwicklung des Tarifs) auch mit den Verkehrsunternehmen zu 
stärken. Der fachliche Austausch mit Mitgliedern des ursprünglichen Beirates (z. B. IHK, 
Touristische Einrichtungen, Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderung) ist über an-
dere etablierte Fachgremien bzw. Gesprächsformate weiterhin sichergestellt.

Der Gesellschafter „Zweckverband ÖPNV des Kreises Steinburg“ möchte seine Gesellschaf-
teranteile auf den Kreis Steinburg übertragen. 

Ausführliche Begründungen der Änderungswünsche sind in den Erläuterungen der Synopse 
sowie der in Anlage 2 beigefügten Begründung der NAH.SH zu entnehmen.

Nach § 108 Gemeindeordnung ist eine wesentliche Änderung des Gesellschaftsvertrages 
spätestens sechs Wochen vor der Beschlussfassung in der Bürgerschaft der Kommunalauf-
sichtsbehörde anzuzeigen. Da von der Anpassung des Gesellschaftsvertrages alle Kommu-
nen des Landes Schleswig-Holstein betroffen sind, hat die Landeshauptstadt Kiel die Anzei-
ge bei der Kommunalaufsichtsbehörde übernommen. 
Die zuständige Kommunalaufsichtsbehörde hat bereits unter dem 15.02.2021 mitgeteilt, 
dass sie die wesentliche Änderung des Gesellschaftsvertrags der NAH.SH GmbH – also die 
Änderung des Gesellschaftsgegenstandes, § 3 des Entwurfs vom 19.01.2021 – für unpro-
blematisch hält und bei dieser Änderung nicht von ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch ma-
chen werde.

Auswirkungen auf den Haushalt der Hansestadt Lübeck bestehen nicht, da die Finanzierung 
über Regionalisierungsmittel des Bundes durch das Land Schleswig-Holstein erfolgt.

Der Aufsichtsrat der NAH.SH hat in seiner Sitzung am 04.12.2020 die Änderungen zur 
Kenntnis genommen. Die Änderungen des Gesellschaftsvertrages sollen in der Gesellschaf-
terversammlung der NAH.SH am 07.05.2021 beschlossen werden. 

Anlagen:
Anlage 1 Synopse Gesellschaftsvertrag NAH.SH
Anlage 2 Erläuterungen NAH.SH 

Bürgermeister Jan Lindenau


	Beschlussvorschlag:
	Verfahren:
	Begründung:

